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Die Rechtsprechung zum Erbrecht (Schluß)*

Dr. GÜNTER HILDEBRANDT,
Richter am Obersten Gericht 
GERD JANKE,
wiss. Mitarbeiter am Obersten Gericht

Die Rechtsstellung des Erben

Anspruch des Erben auf Auskunftserteilüng 
Nach § 399 Abs. 2 ZGB ist der Erbe berechtigt, von jedem 
Besitzer von Nachlaßgegenständen Auskunft über deren Um­
fang und Verbleib zu verlangen. Dieser Anspruch des Erben 
bzw. Miterben beschränkt sich nicht auf die bloße Informa­
tion über Nachlaßgegenstände. Der Auskunftsberechtigte 
kann auch die Vorlage von Urkunden verlangen, die sich im 
Besitz des Auskunftspflichtigen befinden und die geeignet 
sdnd, die Richtigkeit von Angaben zu belegen. Darunter fal­
len insbesondere Sparbücher, Grundbuchabschriften und 
Kraftfahrzeugbriefe. Auf die Vorlage solcher Urkunden ist 
bereits im gerichtlichen Verfahren hinzuwirken.

Ist ein Verklagter bereit, die vom Kläger geforderten Aus­
künfte bereits im gerichtlichen Verfahren zu erteilen, dann 
sollte er als Prozeßpartei vernommen werden (§ 62 ZPO). In 
seiner Vernehmung müßte er abschließend erklären, daß die 
von ihm erteilte Auskunft richtig und vollständig ist und 
daß ihm über weitere Nachlaßgegenstände sowie über deren 
Verbleib nichts bekannt ist.

Hat sich der Verklagte im gerichtlichen Verfahren gewei­
gert, Auskunft zu erteilen, und war er daraufhin zur Aus­
kunftserteilung verurteilt worden, dann hat das Gericht dar­
auf hinzuwirken, daß er in der Vollstreckung, die zunächst 
dem Sekretär des Kreisgerichts obliegt, eine richtige und voll­
ständige Auskunft erteilt. Außerdem hat er gegenüber dem 
Sekretär die Richtigkeit der Auskunft zu versichern und die 
in seinem Besitz befindlichen Unterlagen vorzulegen (§ 95 
Abs. 1 und 2 ZPO). Weigert sich der zur Auskunftserteilung 
verurteilte Erschaftsbesitzer, dem Sekretär Auskunft zu er­
teilen, dann kann das Urteil nach § 130 Abs. 3 und 4 ZPO 
von der Zivilkammer des Kreisgerichts durch die Androhung 
und Verhängung von Zwangsgeldern durchgesetzt werden.33 * 35

Erbengemeinschaft 
Das Eigentum einer Erbengemeinschaft (§ 400 ZGB) ist eine 
Form von Gesamteigentum (vgl. auch § 42 Abs. 2 ZGB). Nach 
§ 401 ZGB kann jeder Miterbe über seinen Erbteil durch 
notariell beurkundeten Vertrag verfügen. Es ist jedoch nicht 
zulässig, die personelle Zusammensetzung einer Erbenge­
meinschaft nur hinsichtlich einzelner Nachlaßgegenstände 
durch einen Vertrag oder ein anderes Rechtsgeschäft unter 
Lebenden zu verändern.36 Will z. B. ein Miterbe nur hin­
sichtlich eines Nachlaßgegenstandes (z. B. eines Grundstücks) 
aus der Gemeinschaft ausscheiden, während die Erbengemein­
schaft an anderen Nachlaßgegenständen erhalten bleiben soll, 
dann können die übrigen Miterben an dem erstgenannten 
Nachlaßgegenstand Miteigentum nach Bruchteilen gemäß 
§§ 34 Abs. 2 Sätze 2 und 3, 35 bis 41 ZGB begründen.

Erbunwürdigkeit 
Mit den §§ 406 bis 408 ZGB soll grundsätzlich ausgeschlossen 
werden, daß Bürger, die schwere, gegen das Leben des Erb­
lassers bzw. von nahen Angehörigen des Erblassers gerich­
tete Handlungen oder bestimmte andere rechtswidrige Hand­
lungen gegenüber dem Erblasser begangen haben, dessen 
Erben werden. In Auslegung des § 406 Abs. 1 ZGB hat das 
Oberste Gericht erkannt, daß auch ein Bürger erbunwürdig 
ist, der den Erblasser vorsätzlich so schwer verletzt hat, daß 
er an den Folgen dieser Gesundheitsschädigung verstorben 
ist.37 Das Oberste Gericht ist damit der im ZGB-Kommentar 
vorgenommenen Auslegung des § 406 Abs. 1 ZGB38 nicht 
gefolgt.

Erfüllung von Nachlaßverbindlichkeiten
Nachlaßverbindlichkeiten sind nur die in § 410 Abs. 1 ZGB 
genannten Zahlungsverpflichtungen, die entweder vom Erb­
lasser hinterlassen worden waren (Ziff. 3) oder anläßlich 
seines Todes entstanden sind (Ziff. 1, 2, 4, 5 und 6) 39 Zu den 
Kosten des Nachlaß Verfahrens (Ziff. 2) gehören auch die No­
tariatskosten, die bei einer nach §§ 425 ff. ZGB erfolgenden 
notariellen Vermittlung entstehen.40

Nachlaßverbindlichkeiten hat der Erbe nach § 409 ZGB 
grundsätzlich nur mit dem Nachlaß zu erfüllen; Ausnahmen 
davon regelt § 411 Abs. 2 bis 4 ZGB. Hat ein Erblasser weder

Ersparnisse noch Bankguthaben hinterlassen, dann ist der 
Erbe ggf. verpflichtet, Nachlaßgegenstände zu veräußern, um 
aus deren Erlös die Nachlaßverbindlichkeiten zu erfüllen. Bei 
Überschuldung des Nachlasses sind Nachlaß Verbindlichkeiten 
in der in § 410 Abs. 1 ZGB genannten Reihenfolge zu beglei­
chen. Dabei ist zu beachten, daß Ansprüche aus Aufwendun­
gen für die Betreuung des Erblassers den Vorrang vor Ver- 
mächtnisforderungen haben.41

In gerichtlichen Entscheidungen über Nachlaßverbindlich- 
keiten muß im Urteil ausgesprochen werden, daß diese Schul­
den lediglich aus dem Nachlaß zu erfüllen sind.42 War eine 
solche Festlegung im Urteil irrtümlich unterblieben, dann 
kann sie im Wege der Ergänzung der Entscheidung (§ 82 
Abs. 3 Sätze 1 und 2 ZPO) nachgeholt werden. Ist jedoch 
ein verklagter Schuldner erst verstorben, nachdem die Pro­
zeßparteien im gerichtlichen Verfahren ihre abschließende 
Stellungnahme (§§ 64, 65 Abs. 2 ZPO) abgegeben hatten, dann 
liegt kein Grund dafür vor, das Urteü insoweit nach § 82 
Abs. 3 ZPO zu ergänzen, weil dem Gericht der Tod des Ver­
klagten nicht bekannt sein konnte und es deshalb auch nicht 
möglich war, die beschränkte Haftung des oder der Erben 
im Urteilsspruch festzulegen. Ist in einem solchen Fall die 
Rechtsmittelfrist noch nicht abgelaufen, dann können die 
Erben Berufung einlegen und damit erreichen, daß die Be­
schränkung der Haftung auf den Nachlaß noch in der Rechts­
mittelentscheidung ausgesprochen wird. War der zur Leistung 
verurteilte Schuldner nach der abschließenden Stellungnahme 
der Prozeßparteien verstorben und ist das betreffende Urteil 
bereits rechtskräftig geworden, dann hat das Gericht auf An­
trag der Erben des Schuldners die Vollstreckung gemäß § 133 
Abs. 1 Ziff. 1 ZPO für unzulässig zu erklären, soweit der 
Vollstreckungsanspruch (die Nachlaßverbindlichkeit) die 
Höhe des Nachlasses übersteigt.43

War der Erbfall bereits vor dem Inkrafttreten des ZGB 
(1. Januar 1976) eingetreten, dann haften die Erben für Nach­
laßverbindlichkeiten grundsätzlich unbeschränkt. Aber auch 
dann besteht für sie die Möglichkeit, die Haftung auf den 
Nachlaß zu beschränken (vgl. dazu § 8 Abs. 1 EGZGB i. V. m. 
§§ 1967 ff. BGB). Eine solche Beschränkung kann jedoch hin­
sichtlich einer Nachlaß Verbindlichkeit, zu deren Erfüllung 
die Erben rechtskräftig verurteilt worden sind, nur noch dann 
herbeigeführt werden, wenn ihnen diese Möglichkeit im 
Urteilsspruch ausdrücklich Vorbehalten worden ist.44 Die Ge­
richte haben deshalb nach § 2 Abs. 3 ZPO darauf hinzuwirken, 
daß als Erben des Schuldners verklagte Personen die Auf­
nahme eines Vermerks im Urteilsspruch beantragen, durch 
den ihnen die Beschränkung ihrer Haftung auf den Nachlaß 
ausdrücklich Vorbehalten wird, wenn der Erbfall vor dem 
1. Januar 1976 eingetreten war.

Erbschein
Ein Erbschein (§§ 413 f. ZGB) begründet die widerlegbare 
Vermutung, daß den darin als Erben bezeiebneten Personen 
das angegebene Erbrecht in der bestimmten Höhe zusteht. Im
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